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117. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übertragung
der Strafverfolgung

118. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter
Personen

119. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung gemäß Art. 4 Abs. 3 des
ADR über Änderungen und Ergänzungen betreffend Rn. 10 014(1), 10 221(1),
10 605, 220 500 und 220 536

117. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Lettland am 2. Juni 1997 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übertragung der Strafverfolgung
(BGBl. Nr. 250/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 113/1997) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Lettland nachstehende Erklärung abge-
geben:

„Gemäß Abs. 6 des Artikels 15 des Übereinkommens erklärt die Republik Lettland, daß Rechtshilfe-
ersuchen zu senden sind an:

das Innenministerium – während der Untersuchung im Vorverfahren bis zur Einleitung der Straf-
verfolgung;

Raina blvd 6
Riga, LV – 1533, Lettland
Fax: 371.2.223853
Tel.: 371.2.219263

die Generalstaatsanwaltschaft – während der Untersuchung im Vorverfahren bis zur Vorlage des Falls an
das Gericht;

O. Kalpaka blvd 6
Riga, LV – 1801, Lettland
Fax: 371.7.212231
Tel.: 371.7.320085

das Justizministerium – während der Hauptverhandlung;

Brivibas blvd 36,
Riga, LV – 1536, Lettland
Fax: 371.7.285575
Tel.: 371.7.282607

371.7.280437

Gemäß Abs. 2 des Artikels 16 des Übereinkommens verlangt die Republik Lettland, daß an sie
gerichtete Ersuchen und angeschlossene Schriftstücke mit einer Übersetzung in die englische Sprache
versehen sein müssen.

Gemäß Artikel 24 des Übereinkommens legt die Republik Lettland fest, daß für die Zwecke des
Übereinkommens die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und die Polizei als Justizbehörden zu betrachten
sind.“
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118. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Überstellung verurteilter Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Lettland am 1. Juli 1997 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen (BGBl. Nr. 524/1986,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 114/1997) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Lettland nachstehende Erklärung abge-
geben:

„Gemäß Abs. 4 des Artikels 3 des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter Personen von
1983 legt die Republik Lettland fest, daß sich der Ausdruck ,Staatsangehörige‘ im Sinne dieses
Übereinkommens auf Staatsbürger der Republik Lettland und jene Nichtstaatsangehörigen bezieht, die
dem Gesetz über den Status der Bürger der ehemaligen Sowjetunion unterliegen und die nicht Bürger
Lettlands oder eines anderen Staates sind.

Gemäß Abs. 3 des Artikels 5 des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter Personen von
1983 weist die Republik Lettland darauf hin, daß Ersuchen um Überstellung an die Generalstaats-
anwaltschaft der Republik Lettland gerichtet werden müssen.

Gemäß Abs. 3 des Artikels 17 des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter Personen von
1983 verlangt die Republik Lettland, daß Ersuchen um Überstellung und die beigeschlossenen Unter-
lagen mit einer Übersetzung in die englische Sprache versehen sein müssen.“
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119. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilate-
ralen Vereinbarung gemäß Art. 4 Abs. 3 des ADR über Änderungen und Ergänzungen
betreffend Rn. 10 014(1), 10 221(1), 10 605, 220 500 und 220 536

Die Multilaterale Vereinbarung gemäß Art. 4 Abs. 3 des ADR über Änderungen und Ergänzungen
betreffend Rn. 10 014(1), 10 221(1), 10 605, 220 500 und 220 536 (BGBl. III Nr. 41/1997, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 60/1997) wurde von folgenden weiteren ADR-
Vertragsparteien unterzeichnet:

ADR-Vertragsparteien: Datum der Unterzeichnung:

Slowenien 7. April 1997
Italien 5. Juli 1997
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